
Bekanntmachung über die Öffentlichkeitsbeteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB für den Bebauungsplan „Photovoltaikanlage 

Bösdorf“ 

Der vom Stadtrat der Stadt Oebisfelde-Weferlingen in der Sitzung am 02.06.2026  

[Beschluss-Nr.: SROW-008-26-BLP] gebilligte und zur Auslegung Entwurf des Bebauungsplans „Photovoltaikanlage Bösdorf“ bestehend aus 

Planzeichnung und Begründung sowie  

 

folgende Arten umweltbezogener Informationen  

- Umweltbericht, Faunistische- und Floristische Erfassungen sowie Artenschutzbeitrag 2023-2024 und Natura2000 – Vorprüfung  

- Umweltbezogene Stellungnahmen der Fachbehörden aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

5 11.11.2024 Landesverwaltungsamt 
Referat Naturschutz, 
Landschaftspflege, 
Bildung für nachhaltige 
Entwicklung  

Die Belange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege für den hier 
benannten vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan vertritt die 
Naturschutzbehörde des 
Landkreises 
Börde.Hinweis:Umweltschadens- 
gesetz und Artenschutzrecht sind 
zu beachten. Ich verweise in 
diesem Zusammenhang 
insbesondere auf § 19 BNatSchG i. 
V. m. dem Umweltschadensgesetz 
(vom 10. Mai 2007, BGBl. Teil I S. 
666) sowie auf die §§ 44 und 45 
BNatSchG.  

Verweis auf Landkreis Börde,Abwägungstabelle Nr. 10Hinweise zum 
Umweltschadensgesetz und Artenschutzrecht werden im Umweltbericht 
aufgenommen. 
 
 

7 21.11.2024 Amt für Landwirtschaft, 
Flurneuordnung und 
Forsten Mitte,  

Laut dem Ausführungsgesetz des 
Landes Sachsen-Anhalt zum 
BundesBodenschutzgesetz 
(Bodenschutz-Ausführungsgesetz 

Die geplante PV-Anlage soll auf landwirtschaftlicher Nutzfläche, welche in 
einem benachteiligten Gebiet liegt und eine geringe Ertragsmesszahl von 
30-40 BP aufweist, errichtet werden. Nach Auslaufen der Nutzung als PV-
FFA kann der Rückbau erfolgen und die Flächen stünden einer 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

Sachsen-Anhalt – BodSchAG LSA) 
§ 1 Vorsorgegrundsätze (1) soll mit 
Grund und Boden sparsam und 
schonend umgegangen werden, 
dabei sind Bodenversiegelungen 
auf das notwendige Maß zu 
begrenzen. Vorrangig sind bereits 
versiegelte, sanierte, baulich 
veränderte oder bebaute Flächen 
wieder zu nutzen.Das Plangebiet 
stellt derzeit eine Ackerfläche 
dar.Die Landwirtschaft ist eine 
Schlüsselbranche im 
Wirtschaftskreislauf. Sie sichert die 
Ernährung einer immer größer 
werdenden Zahl von Menschen und 
liefert wertvolle Agrarrohstoffe für 
eine energetische und stoffliche 
Verwertung. Für die Landwirtschaft 
ist der Boden ein unersetzlicher 
Produktionsfaktor und er spielt für 
die wirtschaftliche Stabilität und 
nachhaltige Entwicklung 
landwirtschaftlicher Betriebe eine 
zentrale Rolle. Im Gegensatz zu 
anderen Produktionsfaktoren ist 
Boden nicht vermehrbar. Deshalb 
ist ein sorgfältiger Umgang mit ihm 
zwingend notwendig. Aus diesem 
Grund muss eine Reduzierung von 
Flächenverlusten und ein hoher 
Schutz landwirtschaftlicher Flächen 
angestrebt werden. Die 
Landwirtschaftsflächen sind zum 
einen für die regionale 
landwirtschaftliche Produktion und 
der damit verbundenen 

landwirtschaftlichen Nutzung wieder zur Verfügung. Bei dem südlichen 
Flächenbereich handelt es sich zudem um eine renaturierte Kiesgrube, die 
an eine aktive Kiesgrube anschließt und damit nur eine sehr geringe 
Flächenproduktivität aufweist. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

Ernährungssicherung und zum 
anderen für die 
Wettbewerbsfähigkeit der 
landwirtschaftlichen Betriebe auf 
dem europäischen Markt 
notwendig. Der Verlust jeglicher 
landwirtschaftlichen Betriebsfläche 
mindert die Wettbewerbsfähigkeit 
der Landwirtschaftlichen 
Unternehmen und kann 
existenzgefährdend sein. Durch die 
Umsetzung des geplanten 
Vorhabens wird landwirtschaftlicher 
Boden seiner eigentlichen 
Zweckbestimmung entzogen und 
anderen Nutzungen zugeführt. Die 
betroffenen Flächen stehen dann 
nicht mehr der landwirtschaftlichen 
Nutzung zur Verfügung.Gemäß 
aktuell gültigem 
Landesentwicklungsplan Sachsen-
Anhalt 2010 (Pkt. 3.4. G 84) sollen 
Photovoltaikfreiflächenanlagen 
vorrangig auf bereits 

versiegelten oder 
Konversionsflächen errichtet 
werden. Die technischen 
Voraussetzungen für den Bau von 
Photovoltaikanlagen auf 
Dachflächen, Parkplätzen, 
Lärmschutzwänden usw. liegen vor. 
Laut Pkt. 3.4. G 85 soll die 
Errichtung von 
Photovoltaikfreiflächenanlagen auf 
landwirtschaftlich genutzter Fläche 
weitestgehend vermieden werden, 
um die Landwirtschaft als 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Verordnung über Gebote für Freiflächenanlagen auf Ackerland in 
benachteiligten Gebieten (Freiflächenanlagenverordnung - FFAVO) vom 
15.02.2022 werden die benachteiligten Gebiete, die gemäß § 37 (1) Nr. 2 
Buchst. h EEG für förderfähige Freiflächenanlagen zur Verfügung stehen, 
definiert. 
 
 
 
 
Es werden nur Böden mit geringer Fruchtbarkeit aus der Nutzung 
genommen.Die geplante PV-FFA in Bösdorf leistet einen Beitrag, um das 
ambitionierte Ziel von 80 % Anteil erneuerbarer Energien am Strommix in 
Deutschland zu erreichen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

raumbedeutsamen 
Wirtschaftszweig zu sichern. Die 
Erzeugung alternativer Energien 
darf nicht zulasten regionaler 
Lebensmittelproduktion gehen.In 
die Abwägung ist jedoch 
einzubeziehen, dass Deutschlands 
Klimaziele nach deutlich mehr 
Anlagen zur Erzeugung 
erneuerbarer Energien verlangen. 
Die Zielsetzung bis 2030 für den 
Anteil erneuerbarer Energien am 
Strommix in Deutschland liegt bei 
80 Prozent. Die Energiewende wird 
nicht ohne PV-Freiflächenanlagen 
funktionieren. Im Hinblick auf den 
Ausbau von Photovoltaik bedeutet 
das unter anderem: Es müssen 
geeignete Flächen gefunden 
werden, um die Module für eine 
entsprechende Leistungsfähigkeit 
zu installieren. Laut Fraunhofer-
Institut für Solare Energiesysteme 
ISE wären diese in ausreichender 
Größe vorhanden – ohne in Konflikt 
mit anderen Nutzungen zu 
kommen. PV-Anlagen auf 
landwirtschaftlichen Böden sind 
nicht zielführend. Sie sollten nur 
dort entstehen, wo der Boden nicht 
oder nur sehr gering für die 
Landwirtschaft nutzbar ist. Dies ist 
hier der Fall.In der Verordnung über 
Gebote für Freiflächenanlagen auf 
Ackerland in benachteiligten 
Gebieten 
(Freiflächenanlagenverordnung - 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In der Begründung bei Kapitel 4.1 übernommen. 
 

 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

FFAVO) vom 15.02.2022 werden 
die benachteiligten Gebiete, die 
gemäß § 37 (1) Nr. 2 Buchst. h 
EEG für förderfähige 
Freiflächenanlagen zur Verfügung 
stehen, definiert. Sie legt unter 
anderem Gebiete fest, welche z. B. 
auf Grund ihrer geringeren 
Fruchtbarkeit in der Landwirtschaft 
für einen Nutzungswandel in 
Betracht gezogen werden sollen. In 
der Stadt Oebisfelde-Weferlingen 
betrifft dies unter anderen auch 
Bösdorf. Die geplante PV-Anlage 
soll auf landwirtschaftlicher 
Nutzfläche, welche in einem 
benachteiligten Gebiet liegt und 
eine geringe Ertragsmesszahl von 
30-40 BP aufweist, errichtet 
werden. Bei dem südlichen 
Flächenbereich handelt es sich 
zudem um eine renaturierte 
Kiesgrube, die an eine aktive 
Kiesgrube anschließt und damit nur 
eine sehr geringe 
Flächenproduktivität aufweist. 
Somit werden nur Bö- den mit 
geringer Fruchtbarkeit aus der 
Nutzung genommen. 
Allerdings kam es durch die 
Errichtung von 
Freiflächenphotovoltaikanlagen 
bereits vermehrt zum Entzug 
landwirtschaftlicher Flächen. Eine 
Existenzgefährdung bestehender 
Betriebe durch Flächenentzug ist, 
unabhängig von der 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Agri-PV ist hier nicht wirtschaftlich, da aufgrund des geringen Bodenwertes 
allein für Ackerfrüchte die Erträge gering sind, Gemüse wird als 
Starkzehrer eingestuft u. würde hier wg. ungünstiger Wachstums-
/Bodenbedingungen kaum rentabel produziert werden können. Ähnlich 
verhält es sich bei Obstkulturen. Bei Sträuchern, insbesondere bei 
Hochstämmen käme der negative Verschattungseffekt hinzu. Agri-PV auf 
dieser BP-Fläche stelle keine rentable Alternative dar.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

Bodenwertigkeit, nicht 
auszuschließen.Daher empfehle ich 
bei dem geplanten Vorhaben den 
Bau von Agri-
Photovoltaikanlagen.Diese PV-
Module, die auf landwirtschaftlich 
bewirtschafteten Feldern stehen, 
erlauben eine Doppelnutzung 
(landwirtschaftliche und 
energetische Nutzung) ein und 
derselben Fläche. Durch eine 
durchgehende Aufständerung der 
PV-Anlage mit entsprechendem 
Abstand zwischen den Modulen, 
wird eine ackerbauliche, obst- oder 
gemüsebauliche Nutzung 
ermöglicht. Für eine „Agri-
Photovoltaikanlage“ ist 
entscheidend, dass die 
hauptsächliche Nutzung der Fläche 
die landwirtschaftliche Produktion 
bleibt. Nach Definition der GAPDZV 
und der DIN SPEC 91434:2021-05 
sind dies 85 % der Fläche, die 
landwirtschaftlich genutzt sein 
müssen. Agri-Photovoltaik-Anlagen 
gelten als hauptsächlich 
landwirtschaftliche Nutzung (§ 12 
Abs. 5 GAPDZV), wenn der 
Nachweis erbracht wird, dass die 
Bearbeitung der Fläche unter 
Einsatz üblicher Methoden, 
Maschinen und Geräte möglich ist 
und die nutzbare Fläche nach DIN 
SPEC 91434:2021-05 höchstens 
um 15 % verringert wird. Das Amt 
für Landwirtschaft, Flurneuordnung 

 
 
 
Hinweis wird beachtet.  



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

und Forsten (ALFF) Mitte begrüßt 
eine Doppelnutzung von Flächen 
für landwirtschaftliche Produktion 
und PV-Anlagen. Die Befürwortung 
von Agri-PV-Anlagen setzt unter 
anderem eine überprüfbare und 
vertraglich geregelte 
Bewirtschaftung voraus.Ich weise 
abschließend noch darauf hin, dass 
gemäß § 1 Abs. 2 der FFAVO die 
zu installierende Leistung der 
Freiflächenphotovoltaikanlagen 
eines Kalenderjahres eine 
Gesamtleistung von 100 MW in 
benachteiligten Gebieten nicht 
überschreiten darf. 
 

  
10 19.11.2026 Landkreis Börde  

Sachgebiet  
Abfallüberwachung 

Aus abfall- und 
bodenschutzrechtlicher Sicht steht 
dem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan "Errichtung einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage" im 
Ortsteil Bösdorf der Stadt 
Oebisfelde-Weferlingen nichts 
entgegen.Werden im Plangebiet 
Verunreinigungen des Bodens 
festgestellt oder ergeben sich 
Hinweise bzw. Verdachtsmomente, 
dass Verunreinigungen erfolgt sind, 
so sind diese dem Amt für Planung 
und Umwelt des Landkreises Börde 
anzuzeigen. 
 

 

Keine Bedenken 
Hinweise werden zu Verunreinigungen und Verdachtsmomenten zur 
Kenntnis genommen 

 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

  Sachgebiet  
Naturschutz und 
Forsten 
 

Das in der Begründung zum B-Plan 
erwähnte Fachgutachten 
(Artenschutzfachbeitrag, ...) ist der 
unteren Naturschutzbehörde im 
Original zur Verfügung zu stellen 
(per E-Mail).Der 
Gewässerrandstreifen des Grabens 
5763.281.2 ist in einer Breite von 
10 m von der Bebauung mit 
Photovoltaikmodulen freizuhalten. 
Bestenfalls ist der Außenzaun der 
Gesamtanlage westlich dieses 
Grabens in einem Abstand von 5 m 
+ x entlang zu ziehen.Die Fläche 
südlich des Grabens 5763.281.22 
ist von Bebauung mit 
Photovoltaikmodulen frei zu halten 
und gemeinsam mit der von 
Photovoltaikmodulen frei 
gehaltenen Fläche zwischen den 
Waldflächen, also der Fläche 
außerhalb des Zaunes, für die 
Ausgleichsmaßnahmen zu 
verwenden, indem dort die Anlage 
von artenreichem Grünland des 
LRT 6510 aus einheimischem 
zertifiziertem Saatgut vorgesehen 
wird.In der Begründung zum B-Plan 
wird die Anpflanzung einer 
Baumreihe entlang der Landstraße 
L42 erwähnt sowie die Pflanzung 
von Hecken innerhalb der PV-
Anlage. Dies ist in der 
Planzeichnung nicht zu erkennen. 
Ohne zeichnerische Darstellung im 
Teil A und ohne textliche 
Festsetzung im Teil B des B-Plans 

keine grundsätzlichen Bedenken 
Fachgutachten Artenschutzfachbeitrag des Gutachterbüros VARIS liegt 
vor u. wird dem UB beigefügt.Gewässerrandstreifen des Grabens 
5763.281.22.Entlang der Gräben sind je 5 m von der Bebauung mit 
Photovoltaikmodulen freizuhalten gemäß Wassergesetz § 50, dies wird in 
Begründung u. Planzeichnung definiert.Die textliche Festsetzungen zur 
Grünordnung (Teil B) werden in der Planzeichnung aktualisiert u. die 
geplanten Kompensationen vor Ort (Hecke, Baumreihe, Grünland) u. 
extern (Aufforstung) werden entsprechend zeichnerisch (Teil A) 
dargestellt.Die Module werden untereinander horizontal einen Abstand 
von 0,2 m haben, so dass unter den 15-20° geneigten Modultischen 
Regenwasser abtropfen wird. Zwischen den Modultischreihen wird ein 
Abstand von 3 m geplant, so dass mit dem anfallenden 
Niederschlagswasser und der möglichen Sonneneinstrahlung eine Ansaat 
von Gräsern und Kräutern gelingen kann. Die Planung der Aufstellung der 
Modultischreihen wird in der Begründung u. in der Planzeichnung 
entsprechend der Vorgaben des Auftraggebers/Investors ausgeführt.Damit 
ein artenreiches Grünland auf bisher ackerbaulich genutzter Fläche 
entsteht, muss eine artenreiche Saatgut-Mischung aus zertifiziert 
einheimischen Herkünften angesät werden. 
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vorgebrachten Belangen 
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sind diese Gehölze nicht verbindlich 
gesichert und können nicht in die 
Eingriffsbilanz eingehen.Die 
Behauptung, dass die Abstände 
zwischen den Modulreihen von ca. 
2,5 m die stabile Etablierung eines 
artenreichen Grünlands fördern, ist 
nicht per se richtig. Damit ein 
artenreiches Grünland auf bisher 
ackerbaulich genutzter Fläche 
entsteht, muss eine Ansaat einer 
artenreichen Mischung aus Saatgut 
aus zertifiziert einheimischen 
Herkünften angesät werden. Dies 
ist als textliche Festsetzung in den 
Teil B des Plans zu übernehmen. 
Es wird behauptet, dass die 
Wasserversorgung unter den 
Modultischen gesichert ist, weil 
zwischen den Modulen ein Abstand 
von 2 cm eingehalten wird. Diese 
Wirkung wird jedoch nur erzielt, 
wenn dieser Spalt mit diesem 
Abstand in horizontaler Richtung 
verläuft, nicht wenn die Module nur 
in vertikaler Richtung einen solchen 
Abstand haben. Wenn diese 
Wirkung beabsichtigt ist, muss dies 
konkreter formuliert und in die 
textlichen Festsetzungen in Teil B 
übernommen werden.Das in der 
Begründung zum B-Plan 
angegebene Entwicklungsziel für 
die 20 % nicht von Modulen 
überdeckte Fläche des Plangebiets 
ist als "Wildwiese für frische bis 
trocken-warme Standorte" 
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vorgebrachten Belangen 
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angegeben. Dies ist zunächst aus 
Sicht der unteren 
Naturschutzbehörde zu begrüßen. 
Es mangelt derzeitig jedoch an 
verbindlicher Festlegung mangels 
Übernahme dieses 
Entwicklungsziels in die textlichen 
Festsetzungen (Teil "B"). Dabei 
sollte die Wortwahl präzisiert 
werden. Eine Wiese ist 
grundsätzlich ein durch 
regelmäßige Mahd bewirtschaftetes 
Grünland. Der Begriff "Wildwiese" 
ist deshalb unpassend. Es sollte 
eine artenreiche Wiese des FFH-
LRT 6510 angestrebt werden. 
Dadurch ist das angestrebte Biotop 
ausreichend beschrieben. Der LRT 
6510 wird zwar kaum erreichbar 
sein, er ist aber als 
Entwicklungsziel geeignet, auch für 
die Auswahl einer geeigneten 
Ansaat-Mischung mit hohem Anteil 
Kräutern und gegenüber 
Wirtschaftsgrünland stark 
reduziertem Anteil an Gräsern im 
Deckungsgrad.Die Eingriffsbilanz 
ist mangels eines Lageplans der 
Biotopgrenzen vor und nach dem 
Eingriff nicht nachvollziehbar. Ein 
Lageplan für Bestand (vor Eingriff) 
und Planung (fertiger Zustand mit 
PV-Anlagen) ist zu 
ergänzen.Grundsätzlich wird aber 
nicht akzeptiert, dass die Flächen 
unterhalb der Module einen 
höheren Biotopwert zugewiesen 

 
 
 
 
 
 
 
Dies ist als textliche Festsetzung in den Teil B des Plans zu 
übernehmenDie Hinweise zur Konkretisierung der Entwicklungsziele für 
die angestrebten Biotoptypen zur Kompensation des baulichen Eingriffs, 
insbesondere zur Etablierung einer artenreichen Wiese hinsichtlich 
Artenwahl (geeigneten Ansaat-Mischung artenreich aus Saatgut 
zertifizierter einheimischen Herkünfte), Zusammensetzung u. Pflege 
(LRT6510 angestrebt), werden in den Umweltbericht zur Begründung u. in 
die textlichen Festsetzungen übernommen.Die Lagepläne Bestand u. 
Planung zur Eingriffsbilanzierung liegen vor. Es erfolgt eine Überarbeitung 
der Bilanzierung des baulichen Eingriffs mit Hilfe der mitgeteilte 
Biotopwerte (siehe auch Stellungnahme Nr. 10 des LK Börde Untere 
Naturschutzbehörde), obwohl das Bewertungsmodell mit den neuen 
Biotopwerten für PV-Freiflächenanlagen noch nicht in Kraft getreten ist.Der 
Hinweis zur Pflanzung der geplanten Baumreihen und der Strauch-Baum-
Hecken außerhalb der Umzäunung für die Modultischreihen wird zur 
Kenntnis genommen und umgesetzt, inklusive der Beachtung des 
einzuhaltenden Gewässerschonstreifens von 5 m gemäß §50 WG LSA für 
Gewässer II. Ordnung, die im Plangebiet vorhanden sind.Die 
Maßnahmenbeschreibung wird um die Beschreibung der Flächenpflege 
zur Erreichung der Entwicklungsziele für die jeweiligen Biotoptypen 
ergänzt werden.Der geplanten Aufforstung wird die Installation der PV-
Freiflächenanlage nicht entgegenstehen. 
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bekommen wie die Flächen vor der 
Errichtung der PV-Module. Aus 
Sicht der unteren 
Naturschutzbehörde können die 
Flächen unterhalb der PV-Module 
nur einen Planwert von maximal 5 
Wertpunkten je m² erreichen und 
dies auch nur, wenn die Module 
einen Abstand von mindestens 1,50 
m über dem Erdboden haben. Hier 
ist ein Mindestabstand von 80 cm 
vorgegeben. Dann kann die Fläche 
unter den Modulen, also 80 % der 
Gesamtfläche, nur einen Planwert 
von 2 Wertpunkten je m² 
erhalten.Insbesondere die Fläche 
zwischen nördlicher und südlicher 
Teilfläche sowie die Fläche südlich 
des Grabens 5763.281.22 sowie 
der Randstreifen des Grabens 
5763.281.2 sollte für die 
Kompensation genutzt werden 
sowie die Flächen zwischen den 
Modulreihen, wenn dort 
ausreichend sicher nachgewiesen 
eine artenreiche Wiese entstehen 
kann. Ansonsten muss in dem 
erforderlichen Umfang ein 
Ausgleich auf zusätzlichen Flächen 
außerhalb des Geltungsbereichs 
des B-Plans erfolgen. 
Forsten:Forsthoheitliche Belange 
werden von diesem Vorhaben 
entsprechend der vorgelegten 
Planungsunterlagen nicht 
unmittelbar berührt.Hingewiesen sei 
an dieser Stelle auf die anstehende 
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Rekultivierung des 
Kiessandtagebaus im Rahmen der 
Wiederaufforstung (geplant mit 
Gemeiner Kiefer). In diesem 
Bereich (Zufahrt Kiessandtagbeau, 
weiterführend als Feldweg auf 
Flurstück 273, Flur 3 der 
Gemarkung Bösdorf) wird ebenfalls 
ein Mindestabstand von 30m 
zwischen der 
Wiederaufforstungsfläche und den 
Solarmodulen empfohlen.  

  Sachgebiet 
Immissionsschutz 
 

Es bestehen keine grundsätzlichen 
immissionsschutzrechtlichen 
Bedenken.Jedoch wurde das 
Schutzgut Mensch weder in 
Begründung noch im Umweltbericht 
adäquat betrachtet. Mögliche 
Emissionen oder Immissionen wie 
Blendung/Reflexion, Lärm durch 
den Betrieb wurden nicht erwähnt. 
Mögliche Immissionsorte gar nicht 
aufgezeigt.Die Erwähnung des 
benachbarten Rohstoffabbaus auf 
Seite 35 als Emission ist nicht 
zielführend, da die möglichen 
Auswirkungen durch die 
vorgesehene Planung Photovoltaik 
hier relevant wären. Ebenso bringt 
die Aussage auf Seite 43 keine 
Erkenntnisse hinsichtlich möglicher 
Beeinträchtigungen des 
Schutzgutes Mensch.Bei der 
weiteren Planung sollte das 
Schutzgut Mensch näher betrachtet 
werden. 
 

  
Keine grundsätzlichen immissionsschutzrechtlichen Bedenken.Das 
Schutzgut Mensch wurde in den Kapiteln 6.1.6 u. 6.2.5 des 
Umweltberichtes zur Begründung betrachtet im Zusammenhang mit dem 
Landschaftsbild. Es werden Ergänzungen erfolgen zu den Punkten 
Emissionen, Immissionen und Reflexion. Gutachterliche Betrachtungen 
sind seitens der Behörde nicht gefordert und werden daher seitens des 
Investors nicht beauftragt. 
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  Sachgebiet 
Wasserwirtschaft 

Keine grundsätzlichen 
immissionsschutzrechtlichen 
Bedenken.Das Schutzgut Mensch 
wurde in den Kapiteln 6.1.6 u. 6.2.5 
des Umweltberichtes zur 
Begründung betrachtet im 
Zusammenhang mit dem 
Landschaftsbild. Es werden 
Ergänzungen erfolgen zu den 
Punkten Emissionen, Immissionen 
und Reflexion. Gutachterliche 
Betrachtungen sind seitens der 
Behörde nicht gefordert und werden 
daher seitens des Investors nicht 
beauftragt. 
In der weiteren Schutzzone (Zone 
III) eines Wasserschutzgebiets ist 
die Errichtung von Freiflächen-
Photovoltaikanlagen grundsätzlich 
möglich. In keinem Fall darf jedoch 
die Freiflächenanlage in solchen 
Gebieten zu einer Verschlechterung 
der Schutzfähigkeit führen. Daher 
sind besondere 
Schutzvorkehrungen zu treffen, die 
Gewässerbelastungen 
ausschließen.Die in 
Photovoltaikanlagen erzeugte 
Gleichspannung muss vor der 
Einspeisung ins Stromnetz in eine 
Wechselspannung umgewandelt 
werden. Diese Umwandlung wird 
durch Transformatoren realisiert, 
die in der Regel Mineralöle als 
Isolier- und Kühlmedium enthalten 
und damit i. S. v.§ 62 des 
Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. 

Es ist eine flächige Regenwasserversickerung angedacht. Eine Ableitung 
von Regenwasser bzw. eine Einleitung von Regenwasser ist weder in 
eines der Löschwasserbecken noch in die umliegenden Gewässer II. 
Ordnung geplant.Ein Baugrundgutachten wird auf der nächsten 
Planungsebene, dem Bauantrag, beauftragt. Mit Hilfe des 
Baugrundgutachtens wird dann der Nachweis zu führen sein, dass eine 
flächenhafte Versickerung als ausreichend gilt und eine schadlose 
Beseitigung des Niederschlagswassers möglich ist.Aus Sicht der 
Gewässeraufsicht bestehen keine grundsätzlichen Bedenken, auch nicht 
in Bezug auf die Schutzzone III des WSG. Die Hinweise  
sind zu beachten und wurden teilweise in die Begründung 
mitaufgenommen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

Juli 2009 (WHG) Anlagen zum 
Umgang mit wasser- gefährdenden 
Stoffen (HBV-Anlagen) darstellen. 
Gemäß § 49 Absatz der 
Verordnung über Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen vom 18. April 2017 (AwSV) 
dürfen in der weiteren Zone von 
Schutzgebieten nur Lageranlagen 
und Anlagen zum Herstellen, 
Behandeln und Verwenden 
wassergefährdender Stoffe errichtet 
und betrieben werden, die mit einer 
Rückhalteeinrichtung ausgerüstet 
sind, die abweichend von § 18 
Absatz 3 AwSV das gesamte in der 
Anlage vorhandene Volumen 
wassergefährdender Stoffe 
aufnehmen kann.Es wird dringend 
empfohlen, in 
Wasserschutzgebieten nur 
Trockentransformatoren bzw. Ester 
gefüllte Transformatoren 
einzusetzen, da diese keine 
wassergefährdenden Mineralöle 
enthalten.Außerdem muss während 
der Bauphase und späterer 
Wartungsarbeiten jederzeit 
sichergestellt sein, dass Kraftstoffe, 
Betriebsstoffe oder sonstige 
wassergefährdende Stoffe nicht in 
das Erd- reich gelangen. Sind 
Fahrzeuge und Baumaschinen zu 
warten oder zu betanken, sind 
diese Tätigkeiten während der 
Bauphase und im Zuge des 
Unterhaltes der Freiflächenanlage 

 
Hinweise zu den Transformatoren und den Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen sowie potentieller Reinigungen der Module 
werden zur Kenntnis genommen und im nachgelagerten 
Baugenehmigungsverfahren beachtet.Aus wirtschaftlichen Gründen 
werden Öltransformatoren präferiert. Sie werden mit zertifizierten und vom 
TÜV geprüften Schutzwannen installiert, die das Austreten von Öl u. 
anderen Schadstoffen sicher verhindern können. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

außerhalb des 
Wasserschutzgebietes 
durchzuführen.Für 
Bodenauffüllungen darf beim 
Anlagenbau nur nachweislich 
unbelastetes Bodenmaterial ein- 
gesetzt werden; der Einbau von 
Recycling-Baustoffen ist nicht 
zulässig.Ist ferner während des 
Betriebs der Freiflächenanlage im 
Wasserschutzgebiet eine Reinigung 
der Solarmodule vorgesehen, darf 
für diesen Zweck nur Wasser ohne 
chemische Zusätze verwendet 
werden.Wasserrechtliche 
StandortbeschreibungFlussgebiet: 
Obere Ohre 

Schutzgebiet: südlicher Teil 
des Plangebietes in Zone III 
des Wasserschutzgebietes 
Oebisfelde 
Überschwemmungsgebiet:– 
ca. 3.200 m östlich: ÜSG der 
Ohre– ca. 2.500 m 
südwestlich: ÜSG der Aller 
Lage zu oberirdischen 
Gewässern:– nördlich 
angrenzend: Graben Bösdorf 
13 – Fließgewässer 2. 
Ordnung ohne übergeordnete 
Bedeutung– nordwestlich 
angrenzend: Bösdorf 14 – 
Fließgewässer 2. Ordnung 
ohne übergeordnete 
Bedeutung– östlich 
angrenzend: Graben RK 14 – 
Fließgewässer 2. Ordnung mit 

 

Die Hinweise zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen während 
Bau, Betrieb und Wartung werden zur Kenntnis genommen und in der 
Begründung u. im Umweltbericht ihren Niederschlag finden. Insbesondere 
auf der Ebene des Bauantrages sind die Handhabung und Ausführung 
dieser Handlungen konkret zu benennen bzw. die Maßnahmen zur 
Verhinderung von potentiellen Schäden zu erläutern. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Wasserrechtliche Standortbeschreibung wird zur Kenntnis genommen 
u. wird in Auszügen in den Umweltbericht übernommen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

übergeordneter Bedeutung– im 
Südosten des Plangebietes: 
Graben Bösdorf 1 – 
Fließgewässer 2. Ordnung 
ohne über- geordnete 
BedeutungLage zu Brunnen: 
südlich an der Grenze des 
Plangebietes: 11 Bohrbrunnen 
als 
GrundwassermessstellenAbsta
nd zum Grundwasser: < 1 m 
unter GOKFlächenhafte 
Grundwassergeschütztheit: 
sehr gering bis mittel 
Besondere hydrogeologische 
Merkmale: keine 
Wasserrechtliche Bedeutung: 
keineBelange hinsichtlich 
landwirtschaftlicher Anlagen 
werden durch das Vorhaben 
nicht berührt.An die geplante 
Freiflächenphotovoltaikanlage 
grenzen im Norden der Graben 
Bösdorf 13, im Westen der 
Nebengraben Bösdorf und im 
Osten der Graben RK 
14.Gemäß § 50 WG LSA ist zu 
diesen Gewässern II. Ordnung 
ein Mindestabstand von 5 
Metern zu der 
Böschungsoberkante. 
einzuhalten.Der Graben RK 14 
ist im weiteren Verlauf ca. 250 
m verrohrt.Sollte hier eine 
Entrohrung vorgesehen sein, 
so ist dies mit der unteren 
Naturschutzbehörde, dem 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

örtlich zuständigen 
Unterhaltungsverband "Obere 
Ohre" und der unteren 
Wasserbehörde 
abzustimmen.Für die 
Entrohrung ist auf Antrag ein 
Plangenehmigungsverfahren 
gemäß § 68 des 
Wasserhaushaltsgesetzes 
(WHG) durch die untere 
Wasserbehörde 
durchzuführen.Das Flurstück 
273 des Planungsgebietes 
befindet sich in der Schutzzone 
IIIB des Wasserschutzgebietes 
Oebisfelde. 
Gemäß Punkt 2.11 der Anlage 
3 der Schutzgebietsverordnung 
(VO) für das 
Wasserschutzgebiet 
Oebisfelde vom 26.05.2024 ist 
die Neuausweisung von 
Baugebieten beschränkt 
zulässig. Das bedeutet, dass 
hierfür eine Genehmigung der 
unteren Wasserbehörde 
erforderlich ist.Hinweis: Im 
Baugenehmigungsverfahren 
wird eine Genehmigung für die 
Errichtung von sonstigen 
baulichen Anlagen, die nicht 
anderweitig in der o. g. 
Verordnung aufgeführt werden, 
gemäß Punkt 2.12 der Anlage 
3 der VO 
erforderlich.DieGenehmigungs
behördeisthierebenfallsdieunte

 
 
 
 
 
Es ist keine Entrohrung vorgesehen. Wie bereits beim SG Naturschutz und 
Forsten besprochen wird der Mindestabstand von 5 m zur Bö- 
schungsoberkante der Gewässern II. Ordnung Gemäß § 50 WG LSA 
eingehalten. 
 

 

 

Im nachgelagerten Baugenehmigungsverfahren ist eine Genehmigung für 
die Errichtung von Anlagen im Wasserschutzgebiet Oebisfelde gemäß 
Punkt 2.11 der Anlage 3 der Schutzgebietsverordnung (VO) bei der 
unteren Wasserbehörde zu beantragen.Hinweis zum 
Genehmigungsantrag für die Verwendung der Öltransformatoren gemäß 
Punkt 3.2 der Anlage 3 der o.g. Verordnung zum WSG Oebisfelde findet 
bei der weiteren Bearbeitung im nachgelagerten bauordnungsrechtlichen 
Verfahren Beachtung. 
  



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

reWasserbehörde.Weiterhin 
wird dann eine Genehmigung 
für die Errichtung von Anlagen 
zum Umgang mit wasser- 
gefährdenden Stoffen (hier 
Transformatoren) gemäß 
Punkt 3.2 der Anlage 3 der o.g. 
Verordnung erforderlich 

Die Genehmigungsbehörde ist 
hier ebenfalls die untere 
Wasserbehörde. 

 

  
12 18.11.2024 Landesamt für 

Geologie und 
Bergwesen Sachsen-
Anhalt 

  

  

  

  

 

 
 

Das Plangebiet befindet sich 
teilweise in nachfolgend nach 
§§ 6ff Bundesberggesetz 
(BbergG), in der jeweils 
gültigen Fassung, aufgeführter 
Bergbauberechtigung: 
 
Art der Bescheinigung: 
(BWE/A) Aufrechterhaltenes 
Bergwerkseigentum 
Feldesname: Bösdorf 
Nr. der Berechtigung: III-A-f-
461/90/869  
Bodenschatz: Kiese und 
Kiessande  

In Kapitel 6.4.2 der Begründung und in den Grünordnerischen Hinweisen 
auf der Planzeichnung wird auf die Durchführung einer Baugrundunter-
suchung empfohlen zur Ermittlung geeigneter Maßnahmen zur 
Niederschlagswasserbeseitigung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

Rechtsinhaber: 
Contianerdienst Lutz Müller 
GmbH 
 Der südliche Teil des 
geplanten Solarfelds schneidet 
die derzeit zugelassene 
Hauptbetriebsplanfläche (HBP-
Fläche) des Kiessandtagebaus 
Bösdorf (Rechtsinhaber: 
Containerdienst Lutz Müller 
GmbH, Sudammsbreite 31, 
38448 Wolfsburg) um einen 
nicht unerheblichen Teil.In 
diesem Bereich ist die 
Bergaufsicht vor einer 
Nachnutzung zu beenden. 
Dafür ist dem Dezernat 13 
„Übertagebergbau“ des LAGB 
vom Rechtsinhaber des 
Tagebaus ein 
Änderungsantrag mit 
aktualisierter HBP-Fläche zur 
Zulassung einzureichen. Eine 
entsprechende Absprache 
sollte der Planungsträger 
eigeninitiativ einleiten.Der 
Tagebau befindet sich in 
großen Teilen in der 
Verfüllung, aktiver Abbau wird 
nur im Südwest-bereich des 
Tagebaus durchgeführt. Am 
Ende der 
Wiedernutzbarmachung soll 
die Fläche als Wald bestehen 
bleiben. Der Nordteil des 
Tagebaus wird derzeit verfüllt 
und aufgeforstet. Die 

 
 
 
 
 
 
 
Die Bergaufsicht ist vor einer Nachnutzung zu beenden. Dafür ist dem 
Dezernat 13 „Übertagebergbau“ des LAGB vom Rechtsinhaber des 
Tagebaus ein Änderungsantrag mit aktualisierter HBP-Fläche zur 
Zulassung einzureichen. Eine entsprechende Absprache sollte der 
Planungsträger eigeninitiativ einleiten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die für Herbst 2025 geplante Pflanzung zur Aufforstung wird durch den BP 
Solar nicht behindert, auch nicht durch die Errichtung der Module. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

Pflanzung der Bäume ist für 
Herbst 2025 geplant. Es gilt 
jedwede Einschränkung der 
Wiedernutzbar-
machungsmaßnahmen durch 
das geplante Bauvorhaben zu 
verhindern, da diese sich 
bereits jetzt sehr schwer haben 
durchsetzen lassen. Eine 
weitere Verzögerung ist zu 
vermeiden.Hinweise auf 
mögliche Beeinträchtigungen 
durch umgegangenen 
Altbergbau liegen dem LAGB 
für den Planungsbereich nicht 
vor. 
Geologie 
IngenieurgeologieVom tieferen 
geologischen Untergrund 
ausgehende, durch natürliche 
Subrosionsprozesse bedingte 
Beeinträchtigungen der 
Geländeoberfläche sind dem 
LAGB im Plangebiet nicht 
bekannt. 

 

Gemäß der digitalen 
Geologischen Karte 1:25.000 

und nahegelegenen 
Bohrungen kommen im 
betreffenden Bereich unter 
Geländeoberkante Sande und 
Kiese natürlich gewachsen 

vor.Das Vorhaben liegt nahe 
eines alten Kiesabbaugebietes. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis zum Altbergbau und zu potentiellen Subrosionsprozessen werden 
zur Kenntnis genommen und finden bei der weiteren Bearbeitung im 
nachgelagerten bauordnungsrechtlichen Verfahren Beachtung. 
 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

Kleinere Setzungen nahe dem 
Abbaugebiet können nicht 
gänzlich ausgeschlossen 
werden.Sollten aber 
Zufahrtswege oder Neubauten 

noch errichtet werden, wird 
empfohlen dort 
Baugrunduntersuchungen 
vornehmen zu lassen. Diese 
geben Aufschluss u.a. über die 

Tragfähigkeit, Verformung und 
Frostempfindlichkeit des 
Bodens.HydrogeologieSüdlich 
der Bahngleise sind 
Grundwasserstände von einem 

bis zwei Metern unter Flur aus 
den hier vorhandenen Daten 
zu entnehmen; sonst sind 
Grundwasserstände größer 
zwei Meter unter Flur bekannt. 

Wie bekannt, überdeckt die 
geplante Fläche teilweise das 
Trinkwasserschutzgebiet 
Oebisfelde der OeWA GmbH. 

 

  

20  Biosphärenreservats-
verwaltung Drömling 
21.11.2024 

Nördlich an das Plangebiet, 
nur durch die Trasse der 
Bahnlinie getrennt, grenzt das 
Biosphärenreservat Drömling 
ST, das 
Landschaftsschutzgebiet 

 

Die Forderung nach der Durchführung einer Natura 2000 
Verträglichkeitsprüfung wurde zur Kenntnis genommen und mit 
Biosphärenreservatsverwaltung Drömling sowie mit der Unteren 
Naturschutzbehörde des LK Börde besprochen. Es wird derzeit eine 
Natura 2000 Verträglichkeitsvorprüfung bearbeitet und zum Entwurf des 
Bebauungsplans als Anlage zum Umweltbericht vorgelegt werden.Es war 



Nr. Datum Träger Kernaussagen aus 
vorgebrachten Belangen 

Beachtung in der Planung 

„Drömling" sowie EU SPA 
(Vogelschutzgebiet) „Drömling" 
(DE 3532-401) und das FFH-
Gebiet „Grabensystem 
Drömling" (DE 3532-301) 
an.Gemäß Artikel 6 Abs. 3 der 
FFH-Richtlinie sowie § 34 
BNatSchG sind Pläne oder 
Projekte vor ihrer Zulassung 
oder Durchführung auf ihre 
Verträglichkeit mit den 
Erhaltungszielen eines Natura 
2000-Gebietes zu überprüfen, 
wenn sie einzeln oder in 
Zusammenwirkung mit 
anderen Plänen und Projekten 
geeignet sind, das Gebiet 
erheblich zu 
beeinträchtigen.Für die o.g. 
Natura 2000-Gebiete halten wir 
daher die Durchführung einer 
Verträglichkeitsprüfung für 
erforderlich.Die Erläuterungen 
des Vorentwurfes, 
insbesondere die Einschätzung 
der Auswirkungen der 
Freiflächen-Photovoltaikanlage 
auf das Schutzgut Tiere, 
Pflanzen und Lebensräume als 
auch die Eingriffsbilanzierung 
lassen den Eindruck erwecken, 
dass hier eine 
„naturverträgliche und 
biodiversitätsfreundliche 
Anlage" entstehen soll. Die 
beabsichtigte Gestaltung im 
Bereich der Modulreihen erfüllt 

nicht das Ziel, die Freiflächen-Photovoltaikanlage als „naturverträgliche 
und biodiversitätsfreundliche Anlage" darzustellen.Das inzwischen 
vorliegende Gutachten „Faunistische- und Floristische Erfassungen sowie 
Artenschutzfachbeitrag“ des Büros VARIS aus Göttingen stellt fest, dass 
zwei Feldlärchenbrutpaare von der Planung betroffen sind, für die eine 
Kompensation konzipiert wurde. Weitere negative Auswirkungen auf die 
im Plangebiet vorkommenden Arten, auch nicht der Zugvogelarten, 
wurden nicht abgeleitet.Seitens des Vorhabenträgers werden an der 
Größe, der Höhe der Aufständerung und den Abständen zwischen den 
Modulreihen keine Veränderungen vorgenommen.Die Erreichung der 
angestrebten Biotopziele Mesophiles Grünland (GMA) bzw. Mesophile 
Grünlandbrache (GMX) wird angezweifelt.Es erfolgt eine Überarbeitung 
der Bilanzierung des baulichen Eingriffs mit Hilfe der mitgeteilte 
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jedoch nicht ausreichend diese 
Anforderungen. Im Vorentwurf 
wird eingeschätzt, dass bei 
Abständen von ca. 2,5 m 
zwischen den Modulreihen 
eine ausreichende Besonnung 
der Flächen gegeben ist, 
wodurch eine stabile 
Etablierung eines artenreichen 
Grünlandes, welches den 
Insekten sowie den Vögeln des 
Offenlandes Lebens- und 
Nahrungsraum bietet, gefördert 
werden kann. Eine 
ausreichende Besonnung für 
die Entwicklung von 
artenreichem Grünland der 2,5 
m Abstandsstreifen hinter den 
3-4 m hohen Solarmodulen ist 
nicht gegeben. Laut aktuellen 
Veröffentlichungen entsteht ein 
wertvoller Lebensraum für die 
Artenvielfalt erst ab einem 
besonnten Streifen von ca. 
2,50 m. Der tatsächlich 
besonnte Streifen kann mittels 
einer Berechnung 
nachgewiesen werden, bei 
aktuellem Modultisch-Design 
ist dieser< 1 m. Auch mit der 
gewählten Grundflächenzahl 
(GRZ) von 0,8 ist die 
Zieldefinition „artenreiches 
Grünland" als auch der 
dargestellte Ausgleich im 
Eingriff nach dem 
Bewertungsmodell 
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SachsenAnhalt wohl nicht zu 
erreichen. 
In der vorliegenden 
Bilanzierung erhält die Fläche 

mit dem Ausgangszustand 
lntensivacker (Al) mit einem 
Biotopwert von 5 nach der 
Flächenüberbauung mit 
Solarmodulen sogar eine 

Aufwertung. Das 
Entwicklungsziel mesophiles 
Grünland (Entwicklungsziel 
über Ansaatgrünland, 
modulüberstellt) wurde mit 7 

Biotoppunkten bewertet.Dies 
würde bedeuten, dass diese 
technische Überbauung der 
Ackerfläche keinen Eingriff in 
Natur und Landschaft darstellt. 

Daher ist einer derartigen 
Bewertung aus 
naturschutzfachlicher Sicht zu 
widersprechen, da ansonsten 
die mit der Überbauung 

verbundenen 
Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft negiert werden 
und sich daraus kein 
rechtliches Erfordernis für 

Kompensationsmaßnahmen 
für diesen Teilbereich ergeben 
würde.Die aktuell im Plan als 

 
 
 
Biotopwerte (siehe auch Stellungnahme Nr. 10 des LK Börde Untere 
Naturschutzbehörde), obwohl das Bewertungsmodell mit den neuen 
Biotopwerten für PV-Freiflächenanlagen noch nicht in Kraft getreten ist.Der 
Hinweis zur Pflanzung der geplanten Baumreihen und der Strauch-Baum-
Hecken außerhalb der Umzäunung wird zur Kenntnis genommen und 
umgesetzt, inklusive der Beachtung des einzuhaltenden 
Gewässerschonstreifens von 5 m gemäß §50 WG LSA für Gewässer II. 
Ordnung, die im Plangebiet vorhanden sind.Die Maßnahmenbeschreibung 
wird um die Beschreibung der Flächenpflege zur Erreichung der 
Entwicklungsziele für die jeweiligen Biotoptypen ergänzt werden. 
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Mesophiles Grünland (GMA) 
ausgewiesene und in der 
Tabelle nur als Mesophile 
Grünlandbrache (GMX) 
bewertet Fläche mit einem 

Biotopwert von 14 wurde nach 
der Überbauung als noch mit 
dem Punktewert 7 bilanziert. 
Auch hier ist Zielerreichung 
aufgrund des aktuellen Modul-

Designs anzuzweifeln. Die 
Fläche unter den Modulen 
kann aktuell maximal einen 
Planwert von 2 Wertpunkten je 
m2 erhalten.Die nicht von den 

Modulen überdeckte 
modulfreie Fläche zwischen 
der nördlichen und südlichen 
Teilfläche sollte für geeignete 
Kompensationsmaßnahmen 

und Förderung vorhandener 
Artengenutzt werden. Diese 
nicht überbaute Fläche könnte 
dann auch mit einer durchaus 
höheren Bewertung in die 

Eingriffsbilanzierung 
eingehen.Eine Pflanzung von 
Baumreihen und Strauch-
Baum-Hecken sollte möglichst 
außerhalb der Umzäunung 

erfolgen, so dass auch eine 
Eingrünung des Zauns erreicht 
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wird und diese Anpflanzung für 
wildlebende Tierarten 
barrierefrei nutzbar 
ist.Gewässerrandstreifen 
sollten in einer Breite von 

mind. 10 m grundsätzlich von 
der Bebauung mit 
Solarmodulen freigehalten 
werden. Auch eine Randfläche 
innerhalb der Umzäunung von 

mind. 5 m sollte frei bleiben 
und kann für eine naturnahe 
Begrünung genutzt 
werden.Den Unterlagen sollte 
eine Maßnahmenbeschreibung 

für Flächenpflegemaßnahmen 
beigefügt werden. Ein 
mehrjähriges begleitenden 
Erfolgsmonitoring, dass die 
Möglichkeit eröffnet ggf. 

erforderliche 
Managementmaß- nahmen zu 
veranlassen, sollte auf allen 
Maßnahmeflächen 
durchgeführt werden. 

  

 

 

 

 

 



liegen in der Zeit vom 

22.06.2026 bis einschließlich 27.07.2026  

im Internet auf der Homepage der Stadt www.stadt-oebisfelde-weferlingen.de unter dem Punkt Wirtschaft & Bauen → Städtebauliche Planung → 

Bebauungspläne und in der Stadt Oebisfelde-Weferlingen, Oebisfelde, Theodor-Müller-Straße 16a, Zimmer 5, 39646 Oebisfelde-Weferlingen, 

während folgender Zeiten 

  Montag 09:00-12:00 Uhr 

  Dienstag 09:00-12:00 und 13:00-18:00 Uhr 

  Mittwoch  nach Vereinbarung 

  Donnerstag 09:00-12:00 und 13:00-16:00 Uhr 

  Freitag  nach Vereinbarung 

oder nach Vereinbarung zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 

Der Bebauungsplan wird nach § 8 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 12 Abs. 1 BauGB aufgestellt. 

Geltungsbereich:  

Das Plangebiet umfasst die Grundstücke in der Gemarkung Bösdorf in der Flur 1 die Flurstücke 51/1 und teilweise das Flurstück 53 sowie in der Flur 

3 anteilig die Flurstücke 273, 11, 12 und 18.  Die verbindliche Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereichs ist der Planzeichnung zu entnehmen.  

 

 



 
Es wird darauf hingewiesen, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich, elektronisch per E-Mail an: 

i.angermann@stadt-oebisfelde-weferlingen.de oder zur Niederschrift abgegeben werden können. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen 

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB und § 4a Abs. 6 BauGB können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben. 

Datenschutzinformation: 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage des Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) in 

Verbindung mit Art. 6 Abs. 3 Buchstabe b DSGVO und § 3 Baugesetzbuch (BauGB). Weitere Informationen sind der Datenschutzinformation im 

Rahmen der Bauleitplanung zu entnehmen. 

Oebisfelde, 02.06.2026 

gez. Marc Blanck       - Siegel - 

Bürgermeister    


